
Zur Problem3Jlik Jer Allgemeinen GcscJliifLshcJingungen Jes Speditionsverkehrs (ADSp.) 19 
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1. 
Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Speditiünsv'erkehrs, die sich auf dne 
V,ereinbarung des Ver'Cins Deutscher Spediteure mit den V,ertretungen der rndu::: 
strie und des Handels stützen, haben bei ihrer Anwendung Zweifel ausgelöst, 
die vlOrnehmlich nach 1945 in der Literatur und in der Rechtssprechung ü1ten 
Niederschlag gefunden haben. Das Bedürfnis zur Aufstellung Allgemeiner Ge::: 
schäftsbedingungen des Speditionsverkehrs ,ergibt sich aus dem Mangel des 
Handelsgesetzbuches, daß auch die Belange der Spediteure, ,ins,onderheit auch 
die Speditions:::, Fracht", Lager:::, Kümmissions::: und sünstigen Geschäfte nicht 
ausrelchend genug berücksichtigt. Nach einer Erklärung des Bundesministers 
für Verkehr hat der Spediteur Anforderungen zu genügen, die weit über das Maß 
dess,en hinausgehen, was man von einem DUl'chschnittskaufniann des Einzel::: 
oder Grüßhandels zu verlangen pflegt. 1) 
Die Vielseitigkeit des modernen Speditiünsbetriebes ,erfürdert deshalb auch klar,e 
Rechtsgrundsätze, die auf die Vielheit seiner Rechtsgeschäfte 'Ohne Einschränkung 
anwendbar, sind. Bei der herrschenden Rechtsunsicherheit in der Anwendung der 
ADSp. hat die Bundesregierung sogar die Herausgabe eines Gesetzes über das 
Speditionsgewerbe in Erwägung gezogen. Mit Rücksicht auf die wirtschaftliche 
Bedeutung des Spediüonsgewerbes und die angefochtene Rechtsgültigkeit ,der 
ADSp. sollen die Rechtsgl'undlagen im Nachfolgenden überprüft werden. 
Gesetzliche Bestimmungen über das Speditionsrecht ,enthalten die §§ 407 bis 415 
HGB. Während aber für den eigentlichen Eisenbahntransport in der Eisenbahn::: 
verkehrsordnung dne in allen Einzelheiten geordnete Regelung der Beförderungs::: 
rechte von der AnnaJlme bis zur Abli,eferllng ,erfolgt ist, berücksichtigen die im 
HGBenthaltenen Rechte und Pflichten des Spediteurs keineswegs die vielge::: 
staltigen Eigenheiten des Speditionsbetriebes, sondern 'lassen hier ,weitgehend 
die RechtsvoQl'schriften des Kommissionsgeschäftes (§ 407 HGB) Anwendung 
finden, insbesondere die nach Auffassung der Spediteure gebotene Haftungs". 
beschränkung, die das Massenhafte des Speditionsgütergeschäftes nicht berüch 
sichtigt und die die aus dem römischen Recht übernommene Auffassung von der 
Individualleistllng gelten lassen will. Der Anstoß zur Selbsthilfe in Gestalt der 
Geschäftsbedingungen wurde bereits zu Anfang dieses Jahrhunderts gegeben. 
Die für 'einzelne Handelsplätze :oder für Teilbel1ciche des Handels jeweils gc::: 
sondert herausgegebenen Bedingungen wurden schließlich am 1. Januar 1924 vom 
V,erein Deutscher Spediteuree. V. als "Allgemeine Geschäftsbedingungen" be::: 
kannt g.emacht. Vorausgegangen war nicht nur dn umfassendes Gutachten der 
Handelskammer Berlin über die Handels::: und Verkehrsgebräuche im Verkehr 

1) Deutsche V()rkc-hrszeiLung vom 11. August 1954. 
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mit den Spediteuren, sondern sie benthten .auch auf Handels,: und V,erkehrsge. i 

bräuchen, die die Handelskammer Berlin schon im Jahre 1921 festgestellt hatte. 
Da aber diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen von verschiedenen 
bemängelt wurden und ein Mißbrauch des Monopols angenommen wurde, hut 
schHeßlich der Verein Deutscher Spediteure im Jahre 1926 mit den Spitzenv.or_ 
bänden der Wirtschaft gemeinsame neue Geschäftsbedingungen • 
die auch am 26: April 1927 Dieser i 
hatte 1m deutschen W1rtschaftsleben nur em Vorb1ld, namlich 1n den ' 
Deutschen Seeversichentngsbedingungen: 3) 'Gegenüber dem Rechtszustand v,om 
1. Januar 1924 wurde nunmehr die Haftungsgrenze in Y,erbindung mit der 
geschaffenen Speditionsversicherung ,erweitert. Dem Auftraggeber ist jetzt Ge_ 
legenheit gegeben, sich durch Entrichtung einer geringen Prämie 'eine wdtgehcnc.i.e 
Deckung von Schäden zu sichern, für die der Spediteur nach dem Gesetz zu 
hat. Diese Speditionsversichenmg ist mit den Allgemeinen Deutschen Spediteur_ 
bedingungen unlöslich verbunden. 
Die Allgemeinen Spediteurbedingungen wurden von den Gerichten als 
brauch" in zahlreichen Urteilen anerkannt, wobei sich die R'echtsprechung <l1.1f 
das Gutachten der zuständigen Handelskammer zu stützen pflegte. Das Reichs_ 
gericht hatte ,ebenfalls die Rechtsgültigkeit der ADSp. anerkannt und fUhrt 
hierzu in den Gründen folgendes aus: I) . 

,;Dabei ist zu beachten, daß - anders als bei den in der früher,en 
sprechung des Reichsgerichts wiederholt behandelten allgemeinen 
rungsbedingungen des Vereins Deutscher Spediteure - die hier in Fra&e 
kümmenden Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen auf Grund 

,meinsamer Verhandlungen und Yereinbantngen des Vereins 
Spediteure, Reichsverband des Deutschen SpedWonsgewerb.es, dnersdts 'und 
der maßgeblichen deutschen Auftraggeber,:Yerbände anderseits zustanclege; 
kümmen sind und Geltung erlangt , 

Durch Erlaß v,om 29. Dezember 1939 5) hat der Reichsv1er.kehrsminister die Ver,,' 
bindlichkeit der Allgemeinen Spediteurbedingungenanerkannt. Kr ie n G) 
merkt hierzu, daß der R,eichsverkehrsminister vorher in monatelangen Beratungen 
mit den Vertretern der vlerIadenden Wirtschaft und des Speditionsgewerbes den 
Inhalt der ADSp geprüft und gebilligt hat und schließlich auch das Reichsjustiz" 
ministerium dem Erlaß des RVM. vom 29. Dezember 1949 zugestimmt hat. Es sei 
sügar geplant gewesen, die ADSp.einschließlich der Speditionsversicherung, weil 
sie sich als Handelsbrauch seit 1927 bewährt hatten, in das HGB einzubauen. Die 
Durchführung dieses gesetzgeberischen Plans wurde nur durch den Krieg un" 
möglich gemacht. 
Da der Erlaß des früheren RYM bisher noch nicht aufgehoben worden ist, sind 
in der Oeffentlichkeit seit 1945 immer wieder Bedenken vorgebracht worden, ob 
überhaupt gegenwärtig eine Verbindlichkeit der ADSp. 'anzunehmen sd. Es 
liegt zwar ,eine Gemeinschaftserklärung 7) von Wirtschaft und Spedition, die i.tn 
Jahr.e 1948 veröffentlicht wurde, vm, die folgendes besagt: . 

2) Voröffentlicht im Heichsanzeiger YOr'r1 30. Juli l(J27. 
3) I a a (): Das Hecht des Spediteurs, ller1i'll, 1928, Seite G2. 
1) HGZ, BaJlIU 135, S. 174. 
5) Deutscher 19"10, Nr. '1, Seite 2. 
6) Die allgcmein;:n Gcs.ehäIbh"ttingungcll des Speuitionsverkehrs, \ViesLaucll 1948, Seite 30. 
7) Deu.t'sehe Vorkdll'Swilung 1U"18, NI'. 1. 
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"Unabhängig vün der Verbindlichkeitserklärung im Jahre 1939 sehen wir die 
Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen (ADSp,) nach wie vor als 
Handelsbrauch an." . 

Tvotz dieser Erklärung wird .in einem Urteil des Landgerichts Berlin vom 26. 
Nov,ember 1948 (26 S 859/48) ,,) dargelegt, daß die ADSp. keine Anwendung mehr 
finden können, und zwar mit der Begründung, daß die Anordnung des damaligen 
Reichsverkehrsministers vom 29. Dezember 1939 über die allglemeine Verbind" 
lichk,eit der ADSp. aus den Erfordernissen der Kriegszeiterfolgt und daher für 
die Zeit nacli Kriegsende ihre Geltungsdauer abgelaufen sei. 
Im Ausland hat sich -ebenfalls ein eigenes Spediteurrecht herausgebildet. Von der 
Förderation von Spediteurverbänden in Dänemark, Norwegen, Finnland und 
Schweden sind die Allgemeinen Bedingungen, festgestellt von N 10 rd dis k t 
S pe d i t 10 r fö r b und, herausgebracht worden. Diese Bedingungen gelten für 
alle V,errichtungen des Spediteurs, gleichgültig, <Ob sie Speditions", Fracht", 
Lager", V,ersicherungs", Kommissi'Üns" oder sonstige mit dem Speditionsgewerbe 
zusammenhängende Geschäfte betreffen. Die B u n de s kam m 'e r der ge" 
w ,e rb 1 i c he n Wir t s c h a f tin Wie n hat durch V'erlautbarung vom 30. 
Juli 1947 die ADSp. nebst einer Speditionsversicherung zum Handelsbrauch 
erklärt mit der Maßgabe, daß ihre Anwendung durch die Schiedsgerichte der 
zuständigen Landeskammern verbürgt und Verstöße dagegen mit Ordnungs,: 
strafen geahndet werden. 

H. 
Tatsächlich enthält die am 29. Dezember 1939 ,ergangene Verbindlichkeitser.: 
klärung des RVM folgende Begründung: _ 

"Die Kriegsverhältnisse und die Ausdehnung des Wirtschafts" 
raumes erfordern einheitliche Geschäftsbedingungen für das Speditionsge" 
werbe als den Mittler zwischen Verkehr und Verlader." 

Diese Bcgrünqung ist seit 1945 hinfällig. I-Iieraus könnte gefolgert werden, daß 
durch den W,egfall der Voraussetzung zur Verbindlichkeitserklärung der ADSp. 
dcr ministcrielle Erlaß und auch die ADSp. untergegangen seien. Dazu ist 
Folgcndes auszuführen: 
Der Erlaß des RVM beinhaltet dne öffentlich"rcchtliche V,erwaltungsmaßnahmc, 
die auf -einen Zustand hinwirken sollte, dcr die Anwcndung der Allgemeinen 
Deutschen Spediteurbcdingungen in allen Fällen sichcrstellte. Diese ,Vcrwal" 
tungsmaßnahme des RVM, die allerdings auS der damaligen Lage heratts einige 
Aendenmgen und Zusätze zu den Allgemeinen Deutschen Spediteurhedingungen 
auslöste, konnte die zum "Handelsbrauch" gewohnheitsmäßig entwickelte Rechts" 
ordnung nicht bceinflussen. Auch Kr i enD) führt aus, daß man unter" 
'scheiden müßte zwischen deröffentlich"rechtlichen Verpflichtung des ,Spedi" 
kurs zur Anwendung der Allgemcinen Deutschen Spediteurbedingungcn wie dcr 
Erlaß des RVM v-om 29. Dezcmber 1939 ausdrückt, dnerseits und zwischen der 
Anwendbarkeit der Allgen:;einen Deutschen Speditcurbedingungen als Handels" 
brauch andererseits. Mit dcm Erlaß des RVM ist nicht dne selbständige Rechts,: 
satzung geschaffen worden, sondcrn es wurde hier ,nur auf die Allgemeinen 
Deutschen Spediteurbedingungcn, die schon vorher als Handelsbrauch Geltung 
hatten, hingewicsen. Es wurden also nicht die bisher vereinbarten Allgemeinen 

8) Hundschau 19·1(J, Seile 53. 
0) VCl's'icll(!rungsfCcht, 4. Jw.hrgang, NI'. 11, Socile 414. 
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Deutschen Spediteurbedingungen eingeführt und ihre Anwendung durchgeset.:t 
sondern so!lte nur verwaltungsmäßig gewährleistet sein, daß auch nicht 

em Spediteur mit seinem Auftraggeber etwasander,es 
dIe Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen bestimmt,en. W,enn 

seIt 1945 vielen Gerichten der unteren und mittleren Instanz die 
Allgememen Deutschen Speditcurbedingungen unter Hinweis auf die VC\,,, 

Verhältnisse in Staat und Wirtschaft abgelehnt worden ist, so gehen 
dles.c Entscheidungen an dem Charakter der Allgemeinen Deutschen Speditcv\,j 

als zum Handelsbrauch gewordene Norm vorbei. \ Der 
gerIChtshof hat sich in den Entscheidungen vom 19. Januar 1951 I ZR 53/50 ]0) und 
Vom 3. Februar 1953 I ZR 61/53 11) mit der Anwendbarkeit der Allgemeinen 
Deutschen Spediteurbedingungen seit 1945 befaßt. In der Entscheidung 
Bundesgerichtshofes in Zivilsachen, I. Ziyilsenat. Urt. vom 19. Januar 1951 
A. E. (Bekl.) v. W. \V. (kl.) I ZR 53/50 wird die Frage behandelt, ,ob der Ln dem 

über den Güterfernverkehr aufgestellte GÜterfernv·erk,ehrstarif und die in 
l?m ,enthaltene Kraftverkehrsordnung die Bedeutung einer allgemeinen nOl.1:n'\j 
hven Vertragsordnung haben. In den Gründen wird hierzu folgendes ausgeführt: 
pp. "Einen Teil dieses Tarifes bildet die Kraftverkehrsordnung (KOV). Es 111<10' 

dahingestellt bleiben, ob diesen allgemein verbindliche Geltung zukommt. 
Denn auch, wenn diese Frage verneint werden müßte, ha t de r Ta r i f in 
jed'em Falle seit seiner Veröffentlichung durch dcn 
R ,e'i eh s v ,e r k ehr s mi n ist erd e n eh .1 r akt er ein er a 11 gerne i h 
g,e1r,eg'elten Vertragsordung erhalten, deren Einfluß auf alle 
in seinem Rahmen fallenden Rechtsgeschäfte auch nach der Auflösung 
RKB geprüft werden muß, ehe auf die allgemeinen Vorschriften des 
gesetzbuches über das Frachtgeschäft zurückgegriffen werden \ darf. Oie 
Rechtssprecnung zur Geltung allgemeiner typischer Vertragsbestimmungeh 
geht zurück auf dne Entscheidung des R'Clchsgerichts (RGZ 81, 117), die zum 
lersten Mal die Revisibilität solcher normativ,er Vertragsbedlngungen sesi:", 
stellte, die als allgemeine Norm .eine Vielheit anderer bereits best,ehender wie 
auch künftig abzuschließender Vertragsverhältnisse beherrschen sollen. Nach 
anfänglichem Schwariken (z. B. RGZ 103, 85 und RGZ 109, 305; RG JW 
1958) wurde dieser Gedanke weiterentwick:eIt, und es kam schließlich in de; 
grundlegenden Entscheidung des VII. Zivilsenats vom 31. Januar 1941 , 
1941, 1211) zum klaren Ausdruck, daß sich der Abschluß von Verträgen, die 
unter Bezugnahme auf oft sehr umfangreiche Geschäftsbedingungen ge", 
schlossen werden, kaum noch als eine echte vertragliche V,ereinbarung ;:lll 
({j.eser dem Vertragsinhalt bildenden Regelungen darstellt. Sie bedeute ___ 
so heißt ,es in der Entscheidung - videher die Unterwerfung unter dne ferHt; 
bereitliegende Rechtsordnung, und es komme wenig darauf an, was dem it\ 
diese Rechtsordnung Eintretenden im Einzelnen von ihrem Inhalt bekannt 
sei. Diesen Grundsätzen, die weitgehende Zustimmung gefunden hahel1 
(vgl. Herschel DR 1941, 55, 1726; DR 1942, 753; Bernhard DR 1942 1171; 
K,ersting DR 10.41, 1211; Hamann MDR 1949, 209 RGZ 171, 46; OHG N]\'V 
1949,905; KG MDR 1950,286) schließt der erkennende Senat sich 

pp. Für die All g e m ci ne n De 1.1 t sehe n S pe cl i te 1.1 r b ,e d in gun g 'e n, 
auf deren Geltung der Beklagte sich außerdem beruft, w ü r de hin s ich t '" 

10) Enlsdlü'i.dung Uc& DGIIZ, Da,nu 13, SOLLo 200, 
11) Enl1schC'LUullg des DGIIZ, Dan<! 9, 1953, S",iLe 1. 
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lieh ihr'er normativen Geltung an sich ähnliches gelten 
wi'e für di,e KOV." 

Auch in dem Urteil des Bundesgerichtshofes vom 3. F,ebruar 1953, Akt. Z ZR 
61/62, wird nicht bestritten, daß ,es sich bei den Allgemeinen Spediteurhe" 
dingungen um Rechtsnormen handelt. 
Hiernach werden auch in der neueren Rechtssprechung des Bundesgerichtes die 
Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen als eine' fertig ber,eitliegende 
Rechtsordnung charakterisiert und damit auch die Rechtsgültigkeit dieser Be" 
dingungen seit 1945 außer Frage gestellt. Auf die praktische Anwendung der 
ADSp. muß jedoch noch näher eingegangen werden. 

II!. 

Wenn der Bundesgerichtshof über die R'echtsgültigkeit der Allgemeinen Deut" 
schen Spediteurbedingungen dne abschließende Entscheidung in dem Urteil vom 
3. F,ebruar 1953 gdl10ffen hat, S'Ü ist damit noch nicht die Norm festgelegt worden, 
unter welchen V'Ül'aussetzungeneine unter die fertig bereitliegende 
Rechtsordnung erfolgen muß: 
Der Bundesgerichtshof hat in bisherigen Entscheidungen diese für die 
Praxis bedeutsame Frage nicht gelöst. Er will d,ls "Kennen müssen" im Sinne der 
Rcchtssprechung über normatives R'ccht auf den Einz·elfall und den Bildungsgrad 
des Vertragsgegncrs des Spediteurs abstellen. Die 'Üben angezogene Entscheidung 
vom 3. Fcbruar 1953 12) über die Anwendbarkeit der Allgemeinen Deutschen 
Spcditeurbedingungen besagt folgendes: 

"Im Betragsverfahrcn wird zu prüfen bleiben, 'Üb eine stillschweigende Unter" 
werfung des Klägers unter die Allgemeinen Deutschen Spediteurbcdingungen 
angenommen werden kann. I-lierbei kommt es nicht auf einen Unterwerfungs" 
willen des Klägers an, sondern darauf über wußte 'Üder wissen mußte, daß 

ihren die ADSp. zugrunde zu Iegen pflegt. 
Fur diese Frage ist v'Ün Bedeutung, w'e 1 c he A n f 00 r d ,e r'U n g ,e n an d i 'e 

u.nd Geschäftserfahrung d'es,Kläglers 'Unter Be" 
l'llckslchhgung s,ein'es Berufskrcislcs g'est,cllt werden 
k,ö n ne n." 

Auch in der Entscheidung I. Zivilsenat vom 5. Okvober 1951 i. S. Fa. C (BekL), 
W. M. (Kl.) I. ZR 92/50 13

) stellt der Bundesgerichtshof in bezug auf vorstehende 
Frage folgenden Rechtsgrundsatz auf (es handelt sich hier um die Anwendbarkeit 
der Allgemeinen Lagerbedingungen des Deutschen Möbeltransports, die in ihrer 
Rechtsstruktur mit den Allgemehlen Deutschen Spediteurbedingungen identisch 
sind): . 

"Die Allgemeinen Lagerhedingungendes Deutschen Möbeltransports stelLen 
zwar eine normative Rechtsordnung dar, die an die Stelle dispositiver Vor" 
schriften des HGB treten kann. Ihre Geltung im konkr efen Fall 
setzt aber eine ausdrückliche od,el' stillschweigend,e 
U n te r we r fun g der Pa r te i ,e n t\ n t 'e I' die s e Re c h t S'Ü I' d n t\ n g 
v,oratIS, di,e b,ei einem Kaufmann, d,er lücht r'eg,elmäßig 

12) ßGIIZ, ßa.llli 9, 1953, SllitO G. 
13) ßGIIZ, ßand 3, 1951, 200. 
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Lag,erv,erträge abschließt, nicht ohn,e weiteres ange" 
no m me n w ,e r d ,e n k a n n." 

Nach den beigezogenen Entscheidungen des Bundesgerichtshofes hängt die An" 
wendung der AlIg,emeinen Deutschen Spediteurbedingungen gegenüber Auf" 
traggebern des Spediteurs nicht von der Feststellung einer entsprechenden Ver" 
einbarungab, wohl aber wird gefordert, daß der Auftraggeber sich den AIl" 
gemeinen Deutschen Spediteurbedingungen wenigstens ausdrücklich oder still" 
schweigend unterworfen hat. Hier muß besonders herausgestellt werden, daß es 
nach den Gedankengängen des Bundesgerichtshofes bei der Interpretation dCt . 
stillschweigenden Unterwerfung unter eine fertigbereitliegende 
-- zu der auch hinsichtlich ihrer normativen Geltung dLe Allgemeinen Deutschcl) 
Spediteurbedingungen zu zählen sind -, auch auf den Bildungsgrad des Ver" 
tragsgegners des Spediteurs ankommen soll. Inwieweit soll aber hier die nor" 
maUve Kraft der AlIgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen in ihrer 
gegenüber den und gebildeten Menschen abgegrenzt werden, zumal 
in den abgezogenen Entscheidungen des Bundesgerichtshofes keineswegs 
Merkmale und Erfordernisse des Bildungsgrades klar umrissen worden sind";l 
Die Entscheidung der Tatfrage, üb ider Vertragsgegner des Spediteurs sich dCl) 
Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen unterworfen hat, wird. nunmehl.' 
in den meisten Fällen vün der persönlichen Graduierung de,:; Kennenmüssen1> 
der bestehenden R;cchtsordnung beeinflußt, so daß hier der W,eg unweigerlicll. '. 
zur, Rechtsunsicherheit führen muß 14). Das praktische Beispiel ist auch durcl'l. 
zwei Entscheidungen des Landgerichts München I vom 27. April 1952 2 HK.<:) 
151/52 und des Oberlandgerichts München vom 12. Juni '1953 -- 6W 1040/53 15) 
statuiert worden. Diese Entscheidungen, die sich auf der Ebene der angczogencl.) 
Entscheidung,en des Bundesgerichtshofes bewegen, wiederholen, "daß angesicht::; . 
des L'eugnensdes Auftraggebers, die Allgemeinen Deutschen Spediteurbeclinglln", 
gen zu kennen, es Sache des Spediteurs sd, das Gegenteil zu beweisen, als V'or" 
aussetzung der Unterwerfung unter die Allgemeinen Deutschen 'Spediteurbedin" 
gungen". Beide Gerichte überlassen die Entscheidungen der Tatfr..1ge, ob ciCt 
Auftraggeber sich den Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen unter" 
worfen habe, dem guten Willen des Auftraggebers und hestätigen also die Auf" 
lassung, daß die Rechtssprechung des Bundesgerichtshofes ger,adezu ,dazu ver", 
leitet, durch Leugnen der Unterwerfung unter die Allgemeinen Deutschel'l 
Spediteurbedingungen zu versuchen, eine günstigere Rechtslage zu erstreiten, 
als nach den Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen begründet (ist. 

Zusammenfassend muß festgestellt werden: 
Der setzt im konkreten Fall einmal voraus, daß eine ,allS" 
drückliche ,oder stillschweigende Unterwerfung der' Parteien unter die Rechts", 
ordnung der Allgemeinen Deutschen I Spediteurbedingungen bei dnem Kauf= 
mann, der nicht regelmäßig Lagerverträge abschließt, nicht ohne weiteres "'0= 
genommen werden kann. Ferner unterstellt der Bundesgerichtshof dem Unter" 
werfungswillen der Partei die Voraussetzung, 'Üb sie wußte 'Oder wissen mußte, 
daß die SpediHonsfirma ihrem Spediti'Ünsgeschäft die Allgemeinen Deutschen 

\ 

H) Anwendullgsmäßig soll unterschieden werden, oh es sich hei l!ern Verlragsparlncr. des 
Spedliteurs um einen Kaufmann, Großull!ltlrnchmer, gcschiiftskundigcll Nichlkaufmallll oder eltlCl1 
geschäftsunkull!<1igcn Nicl;'lkaufmallll hzw. eintl Privatperson handelt. Siehe VV (} I gag, t: not' 

. lletrLebsw{)roor, 1954, Seite 675. 
15) Dmvlsche Verkehrszdtung vorn 17. Oktohcr 1953, Nr. 122. 
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Spediteurbedingungen zugrunde zu legen pflegt und kommt hier zu der Schluß" 
folgerung, daß für diese Frage von Bedeutung ist, welche Anforderungen an die 
L'ebens" und Geschäftsführung. des Einzelnen unter Berücksichtigung seines 
Berufskreises gestellt werden können. Hier wird die Anwendung der Allgemeinen 
Deutschen Speditembedingungen zu einer Auslegungsfrage und damit jeweils 
v'On der Vorbildung und der gesellschaftlichen Stellung des Einzelnen abhängig 
gemacht. Diese Auffassung, die nicht nUr Rechtsunsicherheit geschaffen hat, 
v'erstößt auch gegen die Grundsätz·e des Grundgesetzes über die Gleichheit j,edes 
Staatsbürgers vor dem Gesetz. 
Nach S c h mi d t" L '0 ß be r g 16) wird der Spediteur daher gut daran tun, bei 
Aufträgen aUS V,erladerkrcisen die Allgemeinen Deutschen Speditcurbedingungen 
durch Hinweise auf Abnahmebescheinigungen und Auftragsbestätigungen zu 
vereinbaren. Auch Kr ie n 17) weist darauf hin, daß immerhin den Spediteuren 
zu ,empfehlen sei, "daß sie einem Kunden den Wortlaut der Allgemeinen Deub 
schen Spediteurbedingungen zugänglich machen und hierbei den PrivatklInden 
besonders bevorzugen, indem sie ihn ein Exemplar der Allgemeinen Deutschen 
Spediteurbedingungen unterzeichnen lassen. Auch Anschläge im Geschäftsraum 
über die Geltung der Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen sowie Brief" 
bogenvermerk des Inhalts: "Wir arbeiten nach den Allgemeinen Deutschen 
Spediteurbedingungen in ihrer jeweils gültigen Fassung" sind ratsam. Ein Ver" 
merk auf der Rechnung ist nicht ausreichend, es sei denn, daß der Spediteur 
wiederholt mit demselben Auftraggeber Geschäfte abschließt". 

Iv' , 
, 

Die Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen (ADSp.) sehen eine Haftungs" 
beschränkung gegenüber dem Verlader vor. Um hier dem Verlader dnen Ver" . 
sicherungsschutz zu schaffen, ist der Spedittonsversicherungsschein (SVS) in. 
die Allgemeinen Spediteurbedingungeneingebaut worden. Er gewährleistet dem 
deutschen Spediteur Deckung für seine Haftpflicht und dem Verlader als Gegen" 
leistung für die von ihm übernommene Versicherungsprämie dne Ausgleichs" 

im Hinblick auf die Haftungsbeschränkungen in den Spediteur" 
bedmgungen. In gleicher Weise hat Oesterreich den SVSeingcführt. In der 
Nachkriegszeit folgten die skandinavischen Staaten auf diesem Gebiete. Aller" 
dings weicht diese Speditionsversicherung . sowohl grundsätzlich als auch in den 
einzelnen Bestimmungen von dem deutsch"österreichischen System ab. Man be" 
schränkte sich hier darauf, eine reine Spediteur", Haftpflichtversicherung ,zu 
schaffen. In Deutschland und Oesterreich 'ist der Verlader versichert, in Skandi" • 
navien nur der Spediteur. Im Gegensatz zum SVS ist die Höchstgrenze, d. h. die. 
Ersatzpflicht im Schaden fall, in Skandinavien sehr niedrig und geht nirgends 
über DM 40000,- hinaus. In Belgien, Frankreich und der Schweiz befaßte man 
sich gegenwärtig mit der Einfühnmg der Speditkmsversichenmg. Es sind Be" 
st))ebungen im Gange, über die 'Fcderation InternaHonal des Associations de 
Tr,ansporreurs cf Assimileseine internationale Lösung zu finden 18). Allerdings' 

16) Anmerkungen in MOB, 1953, Seite 35·1. 
17) Kr LC n': Die AllgcmeirHJIl Geschiiflsbo(J;ingungcn des (AOSp.), Seite 29, 

Absatz 3. 
IB) Direktor Wo beI': Zurück: In der Son(J.crausgalJe der DVZ zum FIATA.l(ongrcß 1953,' 

SdLc 55. 
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besteht ,auf dem Gebiet der Haftung des Spediteurs R'echtsunsicherheit 'insf 
bes'Ündere über die Frage, 'Üb der Spediteur, der die SpeditionsvIersicherung hei' 
einem anderen nicht im § 39 der ADSp. bezeichneten,Versicherungsunterneh'met1 
gcdeckt hat, sich auf die ADSp. berufen kann. Die hier in Betracht kommendeJ'l 
Bestimmungen der ADSp. lauten: 

§ 39 
a) Der Speditcur ist, wenn der Auftraggeber es nicht amdrücklich schriftlich 

untersagt, verpflichtet, die Schäden, die dem A:uftraggeber durch den Spedire.ur 
bei der Ausführung des Auftrages 'erwachsen können, gemäß dem hier beif 
gefügten "Spediti'Ünsversichcrungsschcin" (SVS) ,auf K'Üsten des Auftragf 
gebers zu versichern. Die Versicherung soll bei denjenigen V,erskher.ern 
gedeckt werden, die v'Ün den Spitzenverbänden der Wirtschaft, die diese 
ADSp. festgestellt haben, beauftragt sind. 

b) Nach Maßgabe des SVS werden ,auch Schäden versichert, die dcnjenigen 
P,ersonenerwachsen könncn, denen das versicherte' Interesse zur Zeit des 
den Schaden verursachenden Er'eignisses zugestanden hat. 

c) Es wird nachdrückliehst darauf hing,ewiesen, daß lt. § 5 Ziff. 1 SVS aUe 
ISchäden, die durch Transport" oder Lagerversicherung gedeckt sind oder 
üblicherweise gedeckt werden, von der Speditionsversicherung ausgeschlossen 
sind. Dagegen wird 'der Auftraggeber gegen die sogen. 
gemäß dem beigefügten Rollfuhrv1ersicherungsschein (RVS) versichert, slQfern 
'er diese Zusatzversicherung nicht ausdrücklich schriftlich untersagt hat." 
Hat der Spediteur cntgegen dem § 39.1 die Spedit10nsversicherung \nicht 
gemäß den Bedingungen des beigefügten SVS oder nicht bei den im § 39 a 
bezeichneten V,ersicherern gedeckt, so darf ,er sich dem Auftraggebcr gegen" 
über auf di,e ADSp. nicht berufen. I 

d) Die Absätze .1) bis c) gelten entsprechend für die durch den RVS gedeckte 
V,ersichcrtlng. " 

Vorab soll aber zu der Frage Stellung genommcn werden, inwieweit die ADSp. 
gegen die Alliierten Dekartellierungsbestimmungen 10) verstoßen. In dcr Literatur 
und in der Rechtssprechung ist diese Frage zu Gunsten der ADSp. und des SVS 
in bezug auf diesc Bcstimmungen im allgemeinen und ,als Ganzes gcklärt, jedoch 
wird die Abgrenzung des Kreises der Versicherer in Satz 2 des § 39.1) der ADSp. 
als ein Verstoß gegen dic angezogene V,erordnung Nr. 78 angesehen, insbesondere 

• wird darauf hingewiesen, daß ·eine Monopolstellung darin zu 'erblicken sei, daß 
die Bestimmungen dcr §§ 39.1) und 41 c) dcn Abschluß der 
rung nach den Bedingungen des SVS nur bei ganz bestimmten 
unternehmen und nur durch Beteiligung eines Versicherungsmaklers zulass·en 20). 
Hiergegcn wird folgender Einwand zu crheben sein, der auch von Kr i en 21) 
geteilt wird 'und der auch in den zur Zeit vorliegenden Entwürfen des Kartell" 
gesdzes seine Grundlage finden kann, und z:war daß 

• 1. bei Abfassung der §§ 39 und 41 ADSp. nicht beabsichtigt wOJ)den ist, den 
Kreis der Speditionsvcrsicher'er zu schließen, vielmehr dic vorgesehenc Ver" 
dnbarung zwischen den Verbänden dcr Wirtschaft lediglich zur Festsetzung 

10) Verorllnung NI'. 78, Arlikel I; dcr brilischen Militiirrogi,erung. 
20) nu w e: Vcr"ichertlngs'l'ccht, 1953, Seile H2 H.; 195"1, Seite ,1 ff. 
21) '1. Jahrgang, NI'. 11. 
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der Deckungspflicht bzw. Risikoquote, also als Sicherheitsfaktor ,eingeschaltet 
wurde, 

2. die Bildung 'Ciner Arbeitsversicherungsgemcinschaft -erst dLe billige Prämie. 
des SVS bzw. RVS und die Uebernahme der Verpflichtung zur -Bewilligung 
des SVS / RVS an jeden Spediteur ,ermöglichte, 

3. die Zusammenfassung aller Speditions" und Rollfuhrv-ersicherungen in einer 
Hand durch das Erfordernis der gleichmäßigen Handhabung der Verkehrs". 
aufträge und der Abwicklung der Versicherungsfälle geboten erscheint. 

Es handelt sich hier nicht um die Bildung einer Wirtschaftsrnacht zur Be" 
herrschung des Marktes, s'Ündern um Maßnahmen zur Erstellung eines beson". 
dercn Versicherungsschutzcs. Auch Sc h m i d t " L '0 ß b 'e r g 22) führt hierzu aus, 
daß der Gültigkeit der ADSp.nicht die Dekartellierungsvorschriften der Alliierten 
entgegenstehen. 
Zur Rechtsgrundlage bezüglich der Frage, falls der Spediteur die Speditions;: 
versicherung bei Versichemngsunternehmen attßerhalb des § 39a der ADSp. 
untergebracht hat, wurde von der Handelskammer Hamburg in ,einem Gut" 
achte'n 23) Stellung genommen und hierzu folgendes zum Ausdruck gebracht: 

" .. , . Im Rahmen diesel' ADSp. kann sich ein Spediteur seinem Auftraggeber 
gegenüber nur dann auf diese Bedingungen berufen, wenn 'er die in ihnen 
vorgesehene Versichemng (SVS) nach den Richtlinien' v'Ürnimmt, welche 
im § 41 c) in Verbindnttg mit § 39 a) der ADSp. v'Ürgeschrieben sind." 

Das Oberlandesgericht Düsscldorferkannte diesen Grundsatz in seinem Urteil 
vom 20. Mai 1952 21) mit dem Hinweis an, daß der Spediteur, der seiner in den 
ADSp. übernommenen Verpflichtung, die Verkehrsaufträge auf Grund des 
SVS/RVS zu versichern, nicht genügt, damit bestraft wird, daß 'er sich dem 
Auftraggeber gegenüber nicht auf die ADSp. berufen dürfe. Auch der 3. Zivil" 
senat des Oberlandesgerichts Nürnberg hat diese Auffassung in seinem Urteil 
v 00 m 6. Fe b ru a r 1953,- Aktenzeichen 3 U 171/49 - 25) bestätigt. Der be" 
klagte Spediteur hatte nicht die Speditionsversicherung nach den Bedingungen 
des .Speditions" und Rollfuhrversicherungsscheins und nicht bei den Speditions" 
verSIcherern genommen. Dazu bemerkt das OLG Nürnberg: 

"Auf das zwischen den Parteien durch den Abschluß des Speditionsvertrages 
begründete Verhältnis finden die Allgemeinen Deutschen Spediteurbedin" 
gungen Anwendung. Selbst wenn man annimmt, daß die 
ADSp. zummdest ZWIschen Kaufleuten auch .ohne ausdrückliche Verein" 
barung als Bestandteil eines Speditionsvertrages anzusehen sind, S'Ü kann sich 
doch die Beklagte im vorliegenden Falle nicht auf die ADSp. berufen, denn 
wie sich aus, § 41 c) der ADSp, ergibt, kann sich der Spediteur dem Auftrag" 
geber gegenüber nicht auf, die ADSp. berufen. wenn er entgegen § 39 der 
ADSp. die Speditionsversicherung nicht gemäß den Bedingungen des Spedi" 
tionsversicherungsscheins (SVS) oder nicht bei den in § 39 der ADSp, be" 
zeichneten V ersichererIJ. gedeckt hat." , 

Z,yilsehrift für lIarnhurg' I, 1.IJ'>2, lIeH 8. 
23) l\Jilgdf'ilt in cler Deulschen Vcrkehrszt:i'lung vom 20, Fdll'U'll' 1IJ1f), NI'. 5. 
2!) HJW, .11/58, S.:ile 1518, 
25) Z.:ilschrift "Der Spedileur", .Jahrgang 1, lIeft G, ulI(1 Neue Jurislische Wochenschrift, 

19:H, S",ile GOB. 
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Es wird allerdings hierzu in dem angez.ogenen Urteil noch weiter 
"Es ist allerdings nicht ausgeschlossen, daß zwischen dem Spediteur un4 
seinem Auftraggeber eine von § 39 ADSp. und dem SVS abweichende 
der Versicherung vereinbart wird, denn die Bestimmungen der ADSp. sin4 
nachgiebiges Recht und können demzufolge zwischen den Beteiligten vertrag" 
lieh geändert werden." 

Diese Rechtsausführungen lassen Schluß zu, daß auch bei einer anderweitigen, 
Speditionsversicherung die Berufung auf die ADSp. gegeben ist, wenn der Spedi" 
teur eine entsprechende Ver ein ba ru n g - .ob ausdrücklich od'el:' 
nach d,er beigezügen,en Entschddung des OLG Nürnberg. 
stillschweigend - mit sein'em Auftragg,eber getroffen haPG). 
zumal 'eine derartige Vereinbarung außerhalb der Frage steht, ob die ADSp. kraft 
Handelsbrauch oder kraft Unterwerfu"ng gelten. Daß eine solche Vereinbarung 
zwischen Spediteur und Auftraggeber nicht kraft Handelsbrauch und auch nach 
der Rechtssprechung des Bundesgerichtshüfesauch nicht kraft 
gilt, beruht nicht auf §§ 41 c) und d) der ADSp., sündern darauf, daß solche 
Vereinbarung nüch nicht zum normativen Recht gewürden sein kann. wie die 
ADSp.es geworden sind. 

/ 

26) vVo I gas t: Vcrkchrs'rundscha.u, 1954, Seilo 573, und nu IV e: Versicherungsrecht, 1953, 
Nr. 11, und 1951, Nr. 1. 
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